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Neuer Präsident William Ruto

Das Wahltheater in Kenya ist Gift für die Demokratie
FABIAN URECH

Es sind bemerkenswerteWorte, mit denen sichWil-
liamRuto amMontag an seinVolk richtete. «Es gibt
keine Verlierer in dieserWahl», sagte der neue Prä-
sident Kenyas kurz nach Bekanntgabe der Resul-
tate. «Das kenyanischeVolk hat gewonnen.» Für den
Zweitplatzierten Raila Odinga, der nunmehr zum
fünften Mal eine Präsidentschaftswahl verloren hat,
dürfte das wie Hohn klingen. Bemerkenswert sind
die Worte aber vor allem deshalb, weil es nach den
Ereignissen der letztenWochen in Kenya einen noch
viel bedeutsamerenVerlierer gibt: die Demokratie.

Bereits im Wahlkampf hatte sich abgezeichnet,
dass der Glaube an die Erneuerungskraft des poli-
tischen Systems in Kenya gering ist. Zwar zeigten
Bilder von Wahlveranstaltungen immer wieder
grosse Menschenmengen. Doch Medienberichte
legten bald offen, dass es sich zumindest zum Teil
um Inszenierungen handelte.Viele derMänner und
Frauen, die sich mit Fahnen und T-Shirts in Partei-
farbe vor eine Bühne drängten,waren nicht da,weil
sie an die Kandidaten und ihreVersprechen glaub-
ten. Sie waren nur deshalb gekommen, weil sie da-
für ein paar Dollar kriegten.

Gerade junge Kenyanerinnen und Kenyaner
zeigten weniger Interesse an diesen Wahlen als in
früheren Jahren. Das liegt nicht an einem gene-

rellen Politikverdruss. Es liegt an den Kandidaten
selbst. Ruto und Odinga sind seit Jahrzehnten Teil
der politischen Elite des Landes. Sie waren Vize-
Präsidenten,Minister, Parlamentarier. Sie sind des-
halb mitverantwortlich dafür, dass das Land heute
in einer tiefenWirtschaftskrise steckt.

Viele in Kenya haben sich von dieserWahl einen
wirklichen Wandel erhofft. Doch der stand nicht
auf dem Wahlzettel. Ruto und Odinga stehen in
vielerlei Hinsicht gar für das genaue Gegenteil da-
von: für einen Erhalt des Status quo und für eine
politische Elite, die sich in Endlosschleife reprodu-
ziert Nicht wenige sehen in dem Urnengang des-
halb im Kern eine Wahl ohne wirkliche Wahl. Die
logische Folge:Viele blieben am Entscheidungstag
zu Hause; nur 65 Prozent der Berechtigten gaben
ihre Stimme ab. ImVergleich zu 2017, als dieWahl-
beteiligung bei 80 Prozent lag, bedeutet das einen
besorgniserregenden Einbruch.

Was in den letzten Tagen passierte, dürfte viele
dieser Daheimgebliebenen in ihrer Entscheidung
bestärkt haben. Zuerst die kaum nachvollziehbare,
tagelange Warterei auf die Resultate. Dann die
chaotischen Stunden am Montagnachmittag: Kurz
vor Verkündung der finalen Ergebnisse treten vier
der sieben Kommissare der Wahlkommission vor
die Presse. Sie könnten die Resultate wegen der
«undurchsichtigen» Stimmenzählung nicht aner-

kennen, sagen sie.Bevor der Kommissionspräsident
Ruto kurz darauf zum Sieger erklärt, kommt es im
Saal zu Tumulten und einem Polizeieinsatz. Solche
Szenen bleiben haften. Und sie übertünchen, dass
es durchaus Fortschritte gab: ein transparenteres
Wahlsystem etwa. Oder die Tatsache, dass sich die
Wählerinnen undWähler weniger stark an der eth-
nischen Zugehörigkeit der Kandidaten orientierten
als in der Vergangenheit.

Als besonders schädlich könnte sich dasVerhalten
der Wahlkommission erweisen. Deren interne Spal-
tung ist Gift für das Vertrauen in das politische Sys-
tem – und zwar unabhängig davon, was an dem bis-
her nicht gänzlich nachvollziehbaren Vorwurf der
vier Abtrünnigen dran ist. Denn klar ist: Bei Wah-
len kommt der Kommission eine herausragende Be-
deutung zu. Als Schiedsrichterin muss sie unpar-
teiisch, unbestechlich, transparent und fair sein. Sie
muss garantieren, dass die Spielregeln eingehalten
werden. Nur so schafft sie Vertrauen in das offizielle
Wahlresultat – und damit in die Demokratie.

Bereits vor diesen Wahlen hegten viele Men-
schen in Kenya erhebliche Zweifel, ob das Gre-
mium diese Kriterien erfüllt. Gemäss einer Um-
frage aus dem Jahr 2019 haben nur 17 Prozent der
Bevölkerung volles Vertrauen in dieWahlkommis-
sion. Dieser katastrophale Wert dürfte durch die
jüngstenVerwerfungen noch weiter gesunken sein.

SRF-Berichterstattung

Tendenziell tendenziös
CHRISTINA NEUHAUS

Der F-35? Der falsche Kampfjet und sowieso viel
zu teuer! Die Reform der Verrechnungssteuer?
Eine Steuerabschaffung, die den Staat Milliarden
kosten wird.Woher soll nun das Geld für denAus-
bau derArmee und denAbbau der Schulden kom-
men?Was sich liest wie dasArgumentarium der SP-
Kampagnenabteilung, ist die Quintessenz verschie-
dener SRF-Beiträge.

Für den «Rundschau»-Beitrag «Bomber der
Lüfte: der neue Kampfjet und sein Auftrag» vom
2. Februar wurde SRF sogar von der SRG-Ombuds-
stelle gerügt. Die Sachgerechtigkeit sei nicht erfüllt.
Seither sind bei SRFmehrere Beiträge über den F-35
erschienen.Hauptsächlich negative.DieUrheber der
«Stop-F-35»-Initiative, die am Dienstag in Bern die
notwendigenUnterschriften gegen denRüstungsauf-
trag eingereicht haben, können sich freuen.

Auch bei der Reform der Verrechnungssteuer
haben sich einzelne SRF-Mitarbeiter offenbar
bei der SP bedient. In einem Radiobeitrag über
die Steuerreform behauptete das Qualitätsformat
«Echo der Zeit», am Abstimmungssonntag von
25. September werde über die Abschaffung der
Verrechnungssteuer entschieden. Trotz drohen-
den Milliardenausgaben wegen der Pandemie, der

Energiekrise, der Ukraine-Krise und der Inflation
wolle der Bundesrat auf Milliarden verzichten, um
denWirtschaftsstandort attraktiver zu machen.

Dass es sich nicht um eine Steuerabschaffung
handelt, sondern um eine Reform, geht aus dem
Bericht nicht hervor.Auch wird nicht klar, dass die
5 Milliarden Franken, die dem Staat aus den Ein-
nahmen durch die Verrechnungssteuer zufliessen,
bei einem Ja zu 95 Prozent weiter sprudeln werden.
Der weitaus grösste Teil der Einnahmen stammte
von Dividenden, die nicht von der Reform betrof-
fen sind. Sie betrifft im Wesentlichen die Verrech-
nungssteuer auf Zinsen neuer Schweizer Obligatio-
nen. Insgesamt fallen der Reform etwa 5 Prozent
derVerrechnungssteuer zumOpfer.Bundesrat und
Parlament erhoffen sich dadurch eine wirtschaft-
liche Belebung. Dank neuen Anleihen und ande-
ren Finanzprodukten soll das Anlagevolumen in
der Schweiz innert fünf Jahren auf rund 900 Mil-
liarden Franken steigen.

Davon war im «Echo der Zeit» nichts zu hören.
Die Redaktion brachte später zwar eine Berichti-
gung, doch wieder stimmten die Zahlen nicht. Sie
stammen aus einer überholten Botschaft des Bun-
desrats,mit der auch dieGegner des «Reförmchens»
(Ueli Maurer) gerne argumentieren. Schliesslich
wurde der Originalbeitrag gelöscht. Der Radio-

bericht habe, gab SRF zerknirscht zu, Informatio-
nen enthalten, die falsche Rückschlüsse zuliessen.

DieMehrheit der SRF-Journalistinnen und -Jour-
nalisten steht, wie Umfragen zeigen, politisch ten-
denziell eher links. Die Chefetage bemüht deshalb
bei jeder Gelegenheit das Mantra der Objektivi-
tät. «Wir müssen keinen Meinungsjournalismus ma-
chen», sagte die SRF-Direktorin Nathalie Wappler
einmal.Dafür bauen die Sender im Bereich Recher-
che kräftig aus. Man will nicht mehr nur staatstreu
berichten, sondern recherchieren, hinterfragen, kri-
tisch sein – auf der Seite der Guten stehen. Doch
wie soll das gehen, wenn man wie Oberst Wrangel
in Schillers «Wallenstein» bloss ein Amt und keine
Meinung hat?Wie leicht lässt sich der in derVerfas-
sung verankerteAuftrag zur «Vielfalt derAnsichten»
noch erfüllen, wenn man seine exklusiven Informa-
tionen Propagandisten und Lobbyisten verdankt?

Die Meinung den privaten Medien zu überlas-
sen, fällt SRF offenbar immer schwerer.Das Resul-
tat ist eineTendenz zumTendenziösen.Nicht immer,
aber immer öfter. Die nach oben offene Schlag-
seitenskala erreicht bei den Gebührensendern ge-
rade Höchstwerte. Die rechtsbürgerlichen Kreise,
die der SRG via Volksinitiative die Mittel kürzen
wollen, jubilieren:Wenn die SRF-Sender so weiter-
machen, halbieren sie sich früher oder später selbst.

Späterer Schulbeginn in der Sekundarstufe

Ein Probelauf ohne Frühstunde ist überfällig
EVELINE GEISER

Die «Frühstunde» ist für viele Jugendliche eineQual.
Müde legen sie in der ersten Pause den Kopf auf den
Tisch, um noch 10 Minuten zu schlafen. Schlimmer
als die Frühstunde ist nur noch eine Prüfung in der
Frühstunde.Denn imDämmerzustand geht das Den-
ken langsam, der Faden droht verlorenzugehen.Auf
das eigene Gehirn ist dann kein Verlass.

In Kalifornien gehören derartige Szenen der
Vergangenheit an. Vor 8 Uhr dürfen Kinder ab
der 6. Klasse nicht unterrichtet werden. Ab der
9. Klasse beginnt die erste Stunde erst um 8 Uhr
30.Damit kommt der Gesetzgeber der Empfehlung
der «American Academy of Pediatrics» nach, die
schon lange einen späteren Schulstart für Jugend-
liche fordert. Hierzulande beginnt die Sekundar-
schule seit Jahrzehnten um 7 Uhr 30.Viele Jugend-
liche pendeln in die Stadt und müssen dafür ihren
Wohnort kurz nach 6 Uhr verlassen.

Die Diskussion um die Verschiebung des Schul-
beginns wurde in der Schweiz bisher im Keim er-
stickt. Eine Anpassung wäre für die Erwachsenen
unbequem: Stundenpläne müssten überdacht wer-
den und ebenso der Tagesablauf der Eltern. Doch
wir sollten die Befindlichkeit der Erwachsenen nicht
über die Bedürfnisse der Jugendlichen stellen.

Der Biorhythmus verändert sich mit Beginn der
Pubertät. Die meisten Kinder werden in der Ado-
leszenz zu Eulen. Sie schlafen abends erst spät ein
und kommen morgens kaum aus dem Bett. Erst
nach Abschluss der Hirnentwicklung – also mit
etwa 25 Jahren – wird etwa die Hälfte der Men-
schen wieder zu sogenannten Lerchen und geniesst
das früheAufstehen. Diese Beobachtung ist so un-
bestritten, dass Wissenschafter von einer «biologi-
schen Konstante» sprechen. Ihre Ursache liegt im
Stoffwechsel des jugendlichen Gehirns.

Wenn der Schlafrhythmus und die Umwelt-
anforderungen sich widersprechen, führt dies zu
Schlafmangel. Und dieser zeigt sich direkt in der
Frühstunde an Schweizer Schulen. Die Jugend-
lichen sind kaum aufnahmefähig,wie Lehrer bestä-
tigen. Und wer in der Stunde nichts mitbekommt,
der muss dies aufholen – oft erst vor der Prüfung.
Im schlimmsten Fall entsteht ein Kreislauf von ge-
danklicher Abwesenheit in der Schule und soge-
nanntem «Bulimie-Lernen», also massiertem Ler-
nen kurz vor der Prüfung. Das ist aus lerntheoreti-
scher Sicht wenig sinnvoll.

Aber nicht nur die Leistungsfähigkeit der Schüler
leidet.Der chronische Schlafmangel kann auch lang-
fristige Folgen haben: Depressionen, Fettleibigkeit
und ein geschwächtes Immunsystem gehören dazu.

Besonders schwerwiegend ist zu wenig Schlaf für die
Gehirnentwicklung der Jugendlichen.Denn das Ge-
hirn wird in dieser Lebensphase nochmals umgebaut
und ist daher anfällig für Fehlentwicklungen.

Befürworter der Frühstunde ziehen neben
organisatorischen auch moralische Einwände
heran. Die Jugendlichen hätten sich den Schlaf-
mangel selber zuzuschreiben, würden sie doch bis
spätnachts feiern und am Smartphone chatten.
Ein späterer Schulbeginn würde das Problem nur
um eine Stunde verlagern.Andere argumentieren,
es sei notwendig, Jugendliche auf den Ernst des
Lebens vorzubereiten.

Doch die Grundhaltung, dass jugendlicher
Unvernunft nur mit Zucht und Ordnung zu be-
gegnen sei, gehört in ein vergangenes Jahrhundert.
Schulen,die den späten Schulbeginn getestet haben,
berichten Folgendes: Die Jugendlichen schliefen
länger, waren wacher in der Schule und schrieben
bessere Noten.Auch «adoleszentes Problemverhal-
ten» – impulsives, unüberlegtes und risikoreiches
Handeln – ging zurück. Genügend Schlaf verbes-
sert eben auch bei Jugendlichen dieUrteilsfähigkeit.

Jugendliche sollen morgens in der Schule nicht
nur anwesend, sondern auch lernfähig sein.Es ist an
der Zeit, in der Schweiz den späteren Schulbeginn
zu testen.

Viele in Kenya haben sich
von dieser Wahl
einen wirklichen Wandel
erhofft. Doch der stand nicht
auf dem Wahlzettel.

Der Radiobericht
über die Steuerreform habe,
gab SRF zerknirscht zu,
Informationen enthalten,
die falsche Rückschlüsse
zuliessen.

Die meisten Kinder werden
in der Adoleszenz zu Eulen.
Sie schlafen abends erst spät
ein und kommen morgens
kaum aus dem Bett.
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Schweizer Medtech kommt der EU zuvor
15 Monate nach den Obstruktionen wegen des Streits um das Rahmenabkommen zeigt sich die Branche in bester Verfassung

BENJAMIN TRIEBE

DieMedtech-Branche war das erste Op-
fer des Streits um das Rahmenabkom-
men mit der EU. Die Schweizer Fir-
men können auf den grossen europäi-
schen Markt nicht verzichten. Doch im
Frühjahr 2021 entschied die EU-Kom-
mission, die bisherige enge Koopera-
tion beim Marktzugang Knall auf Fall
zu beenden und die Schweiz als norma-
les Drittland einzustufen – was manche
Firmen wie ein Schlag vor den Kopf traf.
Da war es nicht selbstverständlich, dass
die Zwischenbilanz so schnell so positiv
ausfallen würde.

Inzwischen ist klar: «Die Schweizer
Unternehmen haben ihre Aufgaben gut
gelöst. Wir haben jetzt sogar einen Vor-
sprung vor den durchschnittlichen EU-
Firmen», sagt Daniel Delfosse, der beim
Branchenverband Swiss Medtech für
Regulierung zuständig ist. Von Zerknir-
schung ist in dem Sektor, der 63 000Mit-
arbeiter in der Schweiz beschäftigt, we-
nig zu spüren. «Wir werden überleben
und sind stark unterwegs», so Delfosse.

Mittendrin und draussen

Bis dahin war es kein leichterWeg. Die
EU hatte sich ihr Ziel gut überlegt.
Innerhalb des Bündnisses läuft derzeit
die Umstellung von der alten Medizin-
produkte-Direktive auf die neue Medi-
zinprodukte-Regulierung (MDR). Da-
bei geht es um die Anforderungen, die
Firmen erfüllen müssen, wenn sie in
der EU ihre Produkte verkaufen wol-
len – von Implantaten bis zu Rollato-
ren. Mitten in dieser bürokratischen
Grossübung stufte die EU die Schweiz
im Mai 2021 auf den Status eines Dritt-
landes zurück.

Das bedeutet, dass Schweizer Firmen
nun genau dieselben Kriterien erfüllen
müssen wie zum Beispiel solche aus den
USA. Sie müssen einen Bevollmächtig-
ten in der EU haben, welcher der allei-
nigeAnsprechpartner für EU-Behörden
oder Patienten ist.Dahinter verbirgt sich
weit mehr als ein simpler Briefkasten:Es
geht um eine mit Kapital, Kompetenzen
und qualifiziertem Personal ausgestat-
tete Niederlassung. Ausserdem müssen
die Firmen die Etikettierung ihrer Pro-
dukte anpassen, Verträge aktualisieren
und interne Abläufe neu ordnen. All
das musste im Frühjahr 2021 auf einen
Schlag parat sein, eine Übergangsfrist
gab es nicht.

Wer zuvor misstrauisch war, war im
Vorteil. So wie Medartis, ein Basler Her-
steller von Implantaten mit 830 Mit-
arbeitern. «Wir sind vom schlimmsten
Fall ausgegangen und haben uns darauf
vorbereitet, dass die Schweiz zum Dritt-
land wird. Wir wollten uns nicht darauf
verlassen, dass sich alles noch irgendwie
findet», sagt Claudia De Santis, die bei
Medartis die Regulierung steuert. Inner-
halb von fünf Monaten wurde die pro-
phylaktische Anpassung an den Dritt-
land-Status gestemmt und die Toch-
tergesellschaft in Deutschland zum
EU-Bevollmächtigten und Importeur
aufgewertet.VieleMedtech-Firmen han-
delten ebenso vorausschauend.

Schlag mit politischer Absicht

Doch der schmerzhafteste Nadelstich
traf woanders.Medizinprodukte müssen
auf Sicherheit und Leistung geprüft und
zugelassen werden, um in den Verkauf
zu gelangen. Früher war es so, dass in
der EU auch Produkte anerkannt wur-
den, die nur von einer Schweizer Prüf-
stelle zugelassen worden waren. Doch
obwohl die EU das zugrunde liegende
Abkommen nicht kündigte, stellte sie
die Anerkennung im Mai 2021 über
Nacht ein – nicht nur für neue Produkte,
die erst noch auf den Markt kommen
sollen, sondern auch für bereits im Um-
lauf befindliche.

Medtech-Firmen, die ihre Bestands-
produkte nicht bei einer Prüfstelle in der
EU zertifiziert hatten, standen plötzlich
vor verschlossenen Türen. «Dieser Ent-
scheid der EU kam völlig überraschend
und war ein harter Schlag», sagt Daniel

Delfosse von Swiss Medtech. Der politi-
sche Zusammenhang gilt als offensicht-
lich.Der Schritt weckte auch im Bündnis
Kritik:Deutschland entschied unilateral,
die Zertifikate für Bestandsprodukte
weiterhin anzuerkennen. Mehr als ein
Drittel der Schweizer Medtech-Exporte
in die EU gehen nach Deutschland.

Der Schaden ist überschaubar: Etwa
350 Schweizer Medtech-Firmen expor-
tieren in die EU.Davon hatten 54 Unter-
nehmen nur eine Zulassung von einer
Stelle in der Heimat. Es handelt sich um
KMU,und ihrAnteil am EU-Export der
Branche liegt unter 10 Prozent. Für die
jeweilige Firma ist das Verkaufsverbot
ein Schlag ins Kontor, aber insgesamt ist
es für den Sektor nicht bedeutend.

Zulassungsstellen am Anschlag

Bis heute ist es keiner der 54 Schweizer
Firmen gelungen, sich eine neue Zulas-
sung von einer EU-Prüfstelle zu besor-
gen. Dies deshalb, weil die Stellen voll-
kommen überlastet sind.Denn auch EU-
Firmen müssen ihre Bestandsprodukte
nach der neuenMedizinprodukte-Regu-
lierung zulassen.Dafür haben sie, anders
als die Schweizer Konkurrenten, eine
Übergangsfrist bis Frühjahr 2024. Aber
das dürfte nicht reichen. «Das System in
Europa ist nicht bereit», sagt Delfosse.

Es gibt zu viele Produkte für zu
wenige Prüfstellen.EU-Hersteller bieten
im Bündnisgebiet rund 500 000Medizin-
produkte an, die unter anderem durch
30 000 Zertifikate von sogenannten Be-
nannten Stellen abgedeckt werden. Sie
alle müssen erneuert werden – und ge-
schafft ist das laut Delfosse bei nicht ein-
mal 4000 Zertifikaten. Eine Umfrage
des Verbandes Medtech Europe ergab,
dass die Zertifizierung inzwischen dop-
pelt so lange dauert wie früher. Bis zu 30
Prozent der europäischen KMU haben
noch nicht einmal Zugang zu einer Be-
nannten Stelle, so sehr staut es sich.

Hier kommt derVorsprung ans Licht,
den jetzt viele Schweizer Firmen besit-
zen.Angesichts der politischen Querelen
haben sie sich früh mit der Zulassung so-
wie dem drohenden Drittland-Status be-
schäftigt und in den allermeisten Fällen
gehandelt. Die EU-Firmen kamen spä-
ter und stehen nun auf eigenem Boden
in derWarteschlange.

«Weil wir bereit waren, haben wir
nun einen Wettbewerbsvorteil in der
EU», sagt auch Claudia De Santis von
Medartis. Der Implantatehersteller mel-
dete am Dienstag für das erste Halbjahr
einen Umsatz von 88 Millionen Fran-
ken, 17 Prozent mehr als im Vorjahres-
zeitraum.Rund die Hälfte des Umsatzes
wurde in Europa erzielt, wo der Absatz
in ähnlichemAusmass zulegte.

Medartis blieb im Medtech-Streit
vom Schlimmsten verschont, weil das
Unternehmen schon seit langem eine
Zulassungsstelle in der EU beauftragt,
nämlich den deutschen TÜV Rhein-
land. «Die meisten Firmen mit einer ge-
wissen Grösse sind immer zu grösseren
Benannten Stellen in der EU gegangen»,
sagt De Santis. Trotzdem war die Um-
stellung auf die MDR sehr aufwendig,
und der Zeitdruck und die Unsicherheit
waren gross. «Als wir das Zertifikat be-
kommen haben, haben wir erst einmal
tief durchgeatmet.»

Insgesamt hat dieAnpassung Medar-
tis rund 2 Millionen Franken gekostet.
Bis zu 90 Mitarbeiter waren in Spitzen-
zeiten involviert. «Am Ende hat jeder
in der Firma gewusst, was die MDR
ist», sagt De Santis. Aus ihrer Sicht hat
die neue Regulierung viele Vorteile ge-
bracht – auch intern.DasVerständnis für
Regulierung und Compliance sei in vie-

len Medtech-Firmen stark gewachsen.
Man solle deshalb den Aufwand nicht
nur als Last sehen, sondern als poten-
ziellen Vorteil: «Wenn man gut doku-
mentiert, ist man schneller imMarkt und
macht somit schneller Umsatz.»

Ausländische Firmen gehen

Doch es gibt trotz allem Schattenseiten.
Das sind nicht primär die wiederkehren-
den Kosten für die Branche von jähr-
lich rund 2 Prozent, die Swiss Medtech
durch den höheren Aufwand in der EU
erwartet. Verglichen mit der Teuerung
fallen sie wenig ins Gewicht. Aber die
Kluft zwischen Brüssel und Bern macht
den Schweizer Markt unattraktiver für
ausländische Firmen. Zwar erkennt die
Schweiz eine EU-Zulassung weiterhin
an – anders als in der Gegenrichtung.
Doch auch diese Firmen brauchen nun
in der Schweiz einen Bevollmächtigten,
müssen die Verwaltung umstellen und
die Etiketten anpassen. Das lohnt sich
für viele nicht immer.

5000 ausländische Firmen hätten bis
anhin Medizintechnik in die Schweiz
geliefert, heisst es von Swiss Medtech.
«Wir schätzen, dass wir mindestens tau-
send Unternehmen verlieren werden,
weil der Aufwand für sie zu gross und
der Markt zu klein ist», so Daniel Del-
fosse. SeitAnfangAugust, als eine Über-
gangsfrist ablief, seien bereits geschätzt
10 Prozent der importierten Produkte
nicht mehr verfügbar. «Spitäler und Ein-
käufer tun seit Monaten alles, um umzu-
disponieren und Ersatzprodukte zu fin-
den», sagt Delfosse.

Unter dem Strich ist für den Ver-
bandsvertreter aber klar: «Die Schwei-
zer Medtech-Industrie wird nicht zu-
grunde gehen,wenn Europa Nadelstiche
setzt.» Delfosse fordert vielmehr, dass
Bern die Freiheiten nutzt, die sich durch
den Rauswurf aus dem Binnenmarkt er-
geben. So könnte die Schweiz jetzt uni-
lateral die amerikanische Zulassung von
Medizinprodukten anerkennen, was die
EU bis jetzt nicht tut.Das würde Schwei-
zer Patienten schneller den Zugang zu
Technologien eröffnen als EU-Patienten
und die Versorgungssicherheit erhöhen,
ist Delfosse überzeugt. «Es wäre ein wei-
teres Paradox:Europa straft uns, aber wir
öffnen uns.»

Nichts an Stabilität eingebüsst: Der Implantatehersteller Medartis hat die EU-Strafmassnahmen dank frühzeitigen Vorkehrungen gut überstanden. MORITZ HAGER / REUTERS

Sonova und Straumann erschrecken Anleger
bet. · Die Aktien zweier Medtech-
Schwergewichte sind am Dienstag er-
heblich unter Druck geraten. Titel von
Sonova gaben um 16 Prozent auf 284
Franken nach, nachdem der Hörgeräte-
hersteller aus Stäfa mit einer Gewinn-
warnung überrascht hatte. Die verhal-
tene Nachfrage inAmerika sowie die In-
flation belasten den Ausblick. Neu er-
wartet Sonova für das Geschäftsjahr
2022/2023 ein Umsatzwachstum von 15
bis 19 Prozent statt 17 bis 21 Prozent.
Das bereinigte Betriebsergebnis (Ebita)
werde nur noch um bis zu 10 statt bis zu
18 Prozent wachsen.Die Sonova-Aktien
hatten im bisherigen Jahresverlauf über-
durchschnittlich gut abgeschnitten. –
Auch bei Straumann reagieren Inves-

toren verschnupft auf den Ausblick.
Er bleibt bei dem Hersteller von Den-
talimplantaten zwar unverändert, wie
das Basler Unternehmen bei der Vor-
lage der Halbjahreszahlen bestätigte.
Dennoch verloren die Aktien 8 Pro-
zent auf 120 Franken. Anleger woll-
ten mehr Optimismus sehen, nachdem
sich das Geschäft über den Erwartun-
gen entwickelt hatte. Der Umsatz klet-
terte im ersten Halbjahr zumVorjahres-
zeitraum um 20 Prozent auf 1,2 Milliar-
den Franken; der Betriebsgewinn (Ebit)
verbesserte sich um 16 Prozent auf 324
Millionen Franken.Dass Straumann die
Prognose nicht nach oben korrigierte,
stimmte die Börse skeptisch. Erwar-
tungsmanagement ist eben eine Kunst.

«Wir sind
vom schlimmsten Fall
ausgegangen und haben
uns darauf vorbereitet,
dass die Schweiz
zum Drittland wird.»
Claudia De Santis
Verantwortliche für Regulierung
bei Medartis


